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ARGUMENTATION
Nr. 05
Nur für den Gebrauch in den Mitgliedsverbänden des LSK
Heranziehen von Kleingartenanlagen zu Abwasserabgaben

In einigen Regionen Sachsens werden Kleingartenanlagen zwar nicht zu Abwassergebühren herangezogen, aber es wird erwogen, Abwasserabgaben zu verlangen. Als Begründung dafür wird angeführt, dass in Kleingärten Abwässer anfallen würden und das Gleichbehandlungsprinzip erfordere, dass für die Umweltbeeinträchtigung bezahlt werden müsse, die durch Kleingärtner erfolge, indem sie ihr Abwasser und ihre Fäkalien dem Boden und nicht der kommunalen Entsorgung zuführten. Letztlich würden Abwasser und Fäkalien über den Boden in das Grundwasser gelangen. Das treffe auch auf Niederschlagswasser von versiegelten Flächen wie Laubendach, Wege und Terrassen zu.

Gesetzliche Grundlagen

Nach Abwasserabgabengesetz (AbwAG), Wasserhaushaltgesetz (WHG), Sächsischem Wassergesetz (SächsWG) sowie Sächsischem Kommunalabgabengesetz (SächsKAG) ist die Erhebung von Abgaben auf Abwasser zulässig.

AbwAG (§ 2) und SächsWG (§ 62) bestimmen: Abwasser im Sinne dieses Gesetzes ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen abfließende und gesammelte Wasser (Niederschlagswasser).

Damit kann sogar das in Regenfässern gesammelte Wasser zu Abwasser erklärt werden. Jedoch kann man nach § 63 (5) SächsWG durch die höhere Wasserbehörde auf Antrag für das verwertete Niederschlagswasser von der Entsorgungspflicht entbunden werden, zumal Niederschlagswasser nach § 4 AbwAG keine Schadstofffracht enthält.

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass eine Ableitung von Abwasser in das Erdreich oder in ein Gewässer eine Umweltbeeinträchtigung darstellt. Deshalb bedarf jede Nutzung eines Gewässers (auch über das Erdreich) der behördlichen Genehmigung entweder in Form einer Erlaubnis (§ 7 WHG) oder der Bewilligung (§ 8 WHG).

Erlaubnis oder Bewilligung sind zu versagen, soweit von der beabsichtigten Nutzung des Gewässers eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine Gefährdung der öffentlichen Wasserversorgung, zu erwarten ist, die nicht durch Auflagen oder Maßnahmen einer Körperschaft des öffentlichen Rechts verhütet oder ausgeglichen wird (§ 6 WHG).

Von ganz besonderer Bedeutung ist z. Z. unter der Benutzung von Gewässern das Einleiten von Abwasser. An sie stellt das WHG daher besondere Anforderungen.

Eine solche Erlaubnis oder Bewilligung ist stets im Zusammenhang mit den Rechten und Pflichten der Kommunen bezüglich des Abwassers zu sehen.

Kommunale Rechte bezüglich Abwasser

Mit der Eigenvornahme ist im Abwasserrecht das Satzungsrecht der beseitigungspflichtigen Gemeinden verknüpft. Auf dieser Basis können die Kommunen auf das Verhalten der Überlassungspflichtigen auch unter Umweltgesichtspunkten einwirken. Sie können regeln, wann Abwasser als angefallen gilt. Sie können bestimmen, in welcher Weise und Zusammensetzung es zu überlassen ist. Sie können vorschreiben, dass Abwasser vorbehandelt werden muss. Darüber hinaus kann teilweise ein Anschluss- und Benutzungszwang für die Abwasseranlagen vorgeschrieben werden. Und schließlich können sie bestimmte Abwässer von ihrer Beseitigungspflicht ausnehmen, so dass der Verursacher selbst beseitigungspflichtig wird.
Damit besteht für die Gemeinden die Möglichkeit zu wählen, ob sie eine Abwassergebühr oder für bestimmte Ausnahmen eine Abwasserabgabe erheben.

Abwassergebühr und Abwasserabgabe

Während eine Abwassergebühr für die tatsächliche Inanspruchnahme bzw. für die Möglichkeit der Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung Abwasserentsorgung erhoben wird, stellt eine Abwasserabgabe eine Umweltabgabe dar. Sie wird durch das Land von der Kommune erhoben, da die Gemeinde in jedem Fall die Beseitigungspflicht für das Abwasser hat. Demzufolge ist die Kommune berechtigt, eine solche Abgabe letztlich von demjenigen einzuziehen, dem ausnahmsweise die Verursachung eines ökologischen Schadens durch Einleiten von Abwässern in Gewässer statt in eine öffentliche Abwasserentsorgungsanlage gestattet wird.

Diese Abgabe stellt eine Geldleistung zur Finanzierung einer öffentlichen Schadenskompensation durch alle Verursacher dar. Diese Abwasserabgabe soll einen Anreiz dafür schaffen, Abwasser in möglichst unschädlichem Zustand in die Gewässer zu leiten (darin einbezogen ist auch das Verbringen in den Untergrund), wenn eine anderweitige Entsorgung (noch) nicht möglich ist. Sie soll aber auch gemäß § 63 Abs. 5 Nr. 7 SächsWG dazu beitragen, einen unverhältnismäßig hohen Aufwand zur Abwasserentsorgung zu vermeiden.

Die Höhe der Abwasserabgabe richtet sich deshalb nach der Schädlichkeit des Abwassers und diese wiederum nach Art und Menge der darin enthaltenen Stoffe.

Die Länder können gemäß § 8 Abs. 2 AbwAG bestimmen, unter welchen Voraussetzungen die Einleitung von Abwasser abgabenfrei bleibt. Das dürfte insbesondere auf Kleinstmengen zutreffen.

Abgabepflichtiger

Die Pflicht zur Entrichtung der Abwasserabgabe trifft grundsätzlich denjenigen, der Abwasser in ein Gewässer einleitet (§ 9 Abs. l AbwAG). Einleiten im Sinne des Abgabentatbestandes ist das unmittelbare Verbringen des Abwassers in ein Gewässer; das Verbringen in den Untergrund gilt als Einleiten in ein Gewässer; ausgenommen hiervon ist das Verbringen im Rahmen landbaulicher Bodenbehandlung (§ 2 Abs. 2 AbwAG).

Eine Kleineinleiterabgabe kann erhoben werden, wenn das Abwasser nicht in eine Kanalisation eingeleitet, sondern nach Vorreinigung in den Untergrund verbracht wird. Abgabepflichtig sind die Gemeinden. Diese können die Abgabe auf Eigentümer und Nutzungsberechtigte des Grundstückes abwälzen, auf dem das Abwasser anfällt. Demzufolge ist faktisch abgabepflichtig, wer Abwasser einleitet (oder einleiten darf).

Erlaubnis zum Einleiten von Abwasser

Eine Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser darf nur erteilt werden, wenn Menge und Schädlichkeit des Abwassers gering gehalten werden.

Der die Abwassereinleitung zulassende Bescheid muss Angaben über die Jahreswassermenge sowie über die absetzbaren Stoffe, die oxydierbaren Stoffe und die Giftigkeit des Abwassers in Schadeinheiten enthalten und dabei die im Mittel einzuhaltenden Werte (Regelwerte) sowie die Werte angeben (Höchstwerte), die in keinem Fall überschritten werden dürfen (§ 4 Abs. l Satz 2 AbwAG).

Schädlichkeit des Abwassers

Gemäß § 9 Abs. 4 AbwAG richtet sich die Höhe der vom Einleiter zu entrichtenden Abwasserabgabe nach der Schädlichkeit des Abwassers. Da die Abwasserabgabe eine Konsequenz aus dem Verursacherprinzip ist, wird für die gleiche Schmutzlast die gleiche Abgabe erhoben.

Eine Schadeinheit entspricht etwa der von einem Einwohner verursachten ungereinigten Abwassermenge. Der Abgabensatz je Schadeinheit betrug z.B. gemäß § 9 Abs. 4 AbwAG ab dem 1.1.1999 90 DM.

Die Schädlichkeit wird nach den Festsetzungen des § 3 Abs. 1 AbwAG ermittelt.

Eine Schadstoffeinheit entspricht gemäß Anlage zu § 3 AbwAG:


3 kg
 Phosphor, max.  15 kg je Jahr


25 kg
Stickstoff, max. 125 kg je Jahr


1500 m³
Abwasser.

Diese Schadeinheiten sind verursacherbezogen und nicht flächenbezogen. Nach § 8 AbwAG kann die Zahl der Schadeinheiten pauschalisiert werden; eine Schätzung ist möglich.

Festsetzung der Abwasserabgabe

Die Abwasserabgabe wird für den Veranlagungszeitraum eines Kalenderjahres durch einen Bescheid festgesetzt (§ 11 Abs. l AbwAG). Diesem geht eine einer Steuererklärung vergleichbare Abgabenerklärung voraus, zu der gemäß § 11 Abs. 2 und 3 AbwAG der Abgabepflichtige verantwortlich ist.

Ein Widerspruch gegen den Abwasserabgabenbescheid hat nach § 12 a Abw AG keine aufschiebende Wirkung; es muss also vorerst gezahlt werden. Wichtig ist, den eingehenden Bescheid zu prüfen, da in einer Kleingartenanlage die zu einer Abgabenpflicht führende Höhe der Schadeinheiten kaum erreicht werden kann.

Sonderbestimmungen für die landbauliche Bodennutzung

Privilegiert ist das Einbringen von Abwasser gemäß § 2 Abs. 2 AbwAG im Rahmen landbaulicher Bodenbehandlung. Eine solche liegt aber nur vor, wenn das Abwasser zweckgerichtet eingesetzt wird, um die Bodenbeschaffenheit in bestimmter Weise für die Zwecke landbaulicher Bodennutzung zu beeinflussen und daher wechselnd nach Nutzungsart und Witterungsverhältnissen eingebracht wird (OVG Münster ZfW 24 <1985> S. 193 f.).

Heranziehen von Kleingärtnern zur Abwasserabgabe / Kleineinleiterabgabe

Landbauliche Bodenbehandlung liegt auch bei kleingärtnerischer Nutzung vor; deshalb ist in der Regel ein Heranziehen der Kleingärtner zu einer derartigen Abgabe nicht möglich. Jedoch kann in einer Kleingartenanlage bzw. bei einzelnen Kleingärtnern infolge einer genehmigten (oder auch ohne Genehmigung durchgeführten) Laubennutzung durchaus Abwasser in Größenordnungen anfallen, welches im Rahmen der landbaulichen Bodenbehandlung nicht mehr sinnvoll und umweltverträglich zu verwerten sein dürfte.

Zweifelsohne besteht für Kleingartenanlagen in diesen Fällen die Möglichkeit, über eine gemeinschaftliche Sammelan1age (z. B. in Verbindung mit dem Vereinsheim) eine ordnungsgemäße Entsorgung zu erreichen (z. B. durch Nutzung mobiler Entsorgungstechnik), ohne dass deshalb die Kleingartenanlage an eine installierte Abwasseranlage angeschlossen werden muss.

Mit der Abwasserabgabe besteht jedoch für die Kommunen auch eine Möglichkeit, Kleingartenanlagen auch dann vom Anschluss- und Benutzungszwang der kommunalen Abwasserentsorgungsanlage zu befreien, wenn die Aufwendungen trotz der Ausstattung und Nutzung der Lauben unverhältnismäßig hoch wären.

Entscheidend für die Überlegung zu Anschluss- und Benutzungszwang oder für eine Abwasserabgabe/Kleineinleiterabgabe muss stets die anfallende Menge an Abwässern und Fäkalien sein. Wird die gesetzlich festgelegte Höhe der Schadstoffeinheiten in der Kleingartenanlage nicht erreicht, kann keine dieser Möglichkeiten zur Anwendung kommen.

Einem Ansinnen auf Einbeziehung der Kleingartenanlage in eine Abwasserabgabe (wie auch in die Zahlung von Abwassergebühren) sollte insbesondere mit dem Argument der kleinen Menge, des Nichterreichens der für eine Schadeinheit erforderlichen Mengen und der ggf. schon erfolgten Heranziehung des Kleingärtners als Einwohner (mit dem Einwohnergleichwert 1,0) zu einer Abwassergebühr bzw. zu einer Abwasserabgabe entgegnet werden. Kein Bürger kann verpflichtet werden, zweimal für dieselbe von ihm verursachte Schadeinheit zu zahlen.

Gerichtsurteile zur landbaulichen Bodenbehandlung

Wenn auch diese Gerichtsurteile Landwirtschaftsbetriebe betreffen, sind sie aber auch auf die kleingärtnerischen Bedingungen anwendbar:

· Eine Versickerung von Abwasser stellt keine landbauliche Bodenbehandlung dar, sondern führt zur Abgabepflicht (OVG Münster, RdL 85, 62).

· Die zum Zwecke der Düngung mit ausgebrachten häuslichen Abwässern sind nicht abwasserabgabenpflichtig. Das so ausgebrachte Abwasser dringt normalerweise nur in die Bodenkrume und nicht in den Untergrund ein. Selbst wenn dieses ausnahmsweise geschieht, entsteht keine Abgabepflicht, weil dann die Ausnahmevorschrift des Verbringens im Rahmen der landbaulichen Bodenbehandlung eingreift (OVG Münster, RdL 85, 120).

Auffassungen zu Niederschlagswasser

Nach Auffassung des Sächsischen Städte- und Gemeindetages sei auch gesammeltes Regenwasser Abwasser und deshalb bezüglich der Gebühren mit diesem gleichzusetzen. Es gäbe auch keinen Grund, Gärten, Äcker und Wald vergleichbar zu behandeln, da Gärten durch ihren Bewuchs einen geringeren Versickerungsgrad für Niederschläge als landwirtschaftliche Nutzflächen aufweisen würden.

Dem muss widersprochen werden, da 

· Regenwassersammeln ein Gebot ökologischer Vernunft ist, um Trinkwasser sparsamer zu verwenden; 

· in Gärten gesammeltes Niederschlagswasser in kein öffentliches Abwassernetz eingeleitet wird bzw. werden kann; 

· ein Gartenboden infolge seines Humusgehaltes sowohl absolut als auch in der Zeiteinheit mehr Wasser aufnehmen und speichern kann als ein Ackerboden und 

· je nach Bodenart erhebliche Mengen Niederschlagswasser als Sickerwasser dem Grundwasser zugeführt werden.

Wasserfässer in großer Zahl in den Parzellen sind das beste Argument gegen eine durch die Kommune beschlossene Abgabe auf das Niederschlagswasser für Kleingartenanlagen. Probleme könnten sich lediglich beim Vereinsheim ergeben, wenn die von diesem gesammelten Niederschläge nicht z. B. in einem Teich gesammelt werden, und damit für die Bewässerung der Gärten nicht genutzt werden.

Zusammenfassung

1. Abwasserabgabe und Abwassergebühr sind zwei grundverschiedene Dinge. Die Abwasserabgabe ist eine Abgabe besonderer Art; sie ist ein Äquivalent für die gestattete (kostengünstige) Belastung und Inanspruchnahme der Umwelt. Sie wird durch den Freistaat Sachsen von den Kommunen erhoben, die diese wiederum auf den Verursacher überwälzen können. Maßstab dafür sind die angefallenen Einheiten an Schadstoffen.
Die Abwassergebühr ist eine Geldleistung nach dem Kommunalabgabengesetz für die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung Abwasserentsorgung. Sie wird durch die Kommune (oder durch die von ihnen geschaffenen Zweckverbände o. ä.) erhoben. Der Maßstab dafür ist die Menge des zu entsorgenden Abwassers. Deshalb wird diese Gebühr meist auf das bezogene Trinkwasser (und ggf. auch auf die versiegelte Grundstücksfläche, von der das Niederschlagswasser abläuft und zu entsorgen ist) erhoben.

2. Ein Heranziehen der Kleingärtner zu einer Abwasserabgabe ist abzulehnen, weil die betreffende Menge zu gering ist, die erforderlichen Schad(stoff)einheiten meist nicht erreicht werden und der Kleingärtner bereits in seiner Wohnung für Abwasser abgabe- oder gebührenpflichtig geworden ist.

3. Das Sammeln von Niederschlagswasser in den Parzellen und vom Vereinsheim und sein Einsatz zur Bewässerung widerlegt am besten alle Bemühungen, von den Kleingärtnern eine Abwasserabgabe für Niederschlagswasser erheben zu wollen.

Empfehlenswerte Literatur:

· Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltgesetz - WHG)

· Gesetz über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz-
AbwAG)

· Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) vom 23. Februar 1993 Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 13/1993 vom 12.3.1993

· Handbuch für den Sächsischen Kleingärtnerverein, S. 35 – 41

Zusammengestellt aus den bisherigen Argumentationen 04, 11 und 17

Dr. Rudolf Trepte
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